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In Beantwortung der Anfrage der Abgeordneten Dr. P f e i f e r und 

Genossen, betreffend das Wiederaufnahmsbegehren des ehemaligen Oberregierungsrates 

Dozent (Dr.) Erwin Hopp teilt Bundesminister für Justiz Dr. T s c ha d e k 

folgendes mit: 

Der ehemalige Oberregiertmgsrat und Dozent an der Hochschule für Bodenkultur 

(Dr ll ) E:rwip Hopp wurde mit Urteil des Volksgerichtes Wien vom 4.11.1946, 
Vg 1 b Vr 3015/45 - Hv 1824/46, wegen des Verbrechens des Hochverrates nach § 58 
stG~ in der Fassung der §§ 10, 11 VG., des Verbrechens der Quälerei und Mißhand= 

n ltng nach § 3/1 KVG. und des Verbrechens nach § 1/1 KVG. zur Strafe des schweren 

Kerkers i n der Dauer von 19 Jahren sowie zum Verfall des gesamten Vermögens ver= 

urteilt, weil er 

1.) währ end der Verbotszeit der NSDAP. als Illegaler angehörte, als Ortsgruppen= 

l e i ter tätig war und in Vertindung mit seiner Betätigung für die NSDAP. im 

Winter 1944/45 in Berg und Engerau durch geflissentliche Hintansetzung seiner 

Aufsichts- und Fürsorgepflicht den ihm unterstellten und anvertrauten Insassen 

dos ~ udenlagers Engerau gegenüber Handlungen begangen hat, die den Gesetzen 

der enSchlichkeit gröblich widerSprechen und weiters in Ve+,bindUl'ltS' mit seiner 

Betät i gung für die NSDAP. Handlungen aus besonders verwerflicher Gesinnung 

dadurch begangen hat, daß er 

2.) l n Ber g im Winter 1944/45 aus politischer G-el;1tAs1gkeit und unter Ausnützung 

seiner Gewalt als Unterabschnittsleiter beim Bau des Südostwalles Insassen 

des Konzentrationslagers für ungarische Juden in Engerau durch Abgabe eines 

Schr eckschusses in einen qualvollen Zustand versetzte und weil er 

3.) i n dem von den Nationalsozialisten angezettelten Kriege gegen Angehörige der 

Zivilbevölkerung eines von deutschen Truppen besetzten Landes durch die unter 

2.) beze i chnete Handlung sowie dadurch, daß er ebendort und zur gleichen Zeit 

pol itischen Leitern Mißhandlungen und Waffengebrauch gegen arbeitsunwillige 

Fremdarbe i ter anriet, vorsätzlich Taten begangen und veranlaßt hat, die den 

natürlichen Anforderur.~en der Menschlichkeit und den allgemein anerkannten 

Grundsätzen des Völkerrechtes widersprechen. 

Ein am 2. 10. 1948 eingebrachter Wiederaufnahmsantrag des Verurteilten 

wurde nach umfangreichen Erhebungen mit Beschluß des Volksgerichtes Wien vom 
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29. 9. 1950 abgewiesen, einem Antrag auf Strafmilderung gemäß § 410 stPO . ~urde 

mit Beschluß vom 2. 5. 1951 nicht Folge gegeben . Zur Anordnung einer Überprüfung 

des Urteils durch den Obersten Gerichtshof ~urde kein Grund gefunden. 

Auf Grund der Entschließung des Herrn Bundespräsidenten vom 5.11. 1951 wurde 

Erwin Hopp unter Festsetzung einer 5- jähri gen Probezeit aus der Strafhaft ent= 

lassen. Diese cedingte Begnadigung ist inzwischen endgültig geworden, die Frei= 

heitsstrafe gilt als am 5. 11. 1951 verbüßt (Beschluß des Landesgerichtes für 

Strafsachen Wien vom 28 . 2. 1957). 

Am 22. 3. 1955 stellte der Verurteilte einen neuerlichen Wiederaufnahms= 

antrag , in dem er unter Berufung auf seine Gau_ und Personalakten und auf eine 

Reihe von Zeugen die Feststellungen des Urteils bekämpfte, er sei illegal ge= 

~e8en, er habe die Tätigkeit als Unterabschnittsleit er beim Bau des Südos~alles 

in Verbindung mit seiner Betätigung für die NSDAP . entfaltet, er habe seine Auf= 

sichts- und Fürsorgepflicht als solcher vernachlässigt , er habe aus politischer 

Gehä;ssigkeit ungarische Juden durch Abgabe eines Schreckschusses in einen qual= 

vollen Zustand versetzt und er habe schließlich politischen Leitern Mißhandlun= 

gen und Waffengebrauch gegen arbeitsunwillige Fremdarbeiter angeraten. 

Dieser Wiederaufnahmsantrag wurde nach Durchführung von Er hebungen mit 

Beschluß vom 19. 4 . 1956 mit der Begründung abgewiesen, daß sich eine Änderung 

der bisherigen Beueislage nicht ergeben habe . Der dagegen erhobenen Beschwerde 

des Verurteilten wurde mit Beschluß des Oberlandesgerichtes Wien vom 21 . 11. 1956 

keine Folge gegeben. 

Eine Überprüfung der be iden letztgenannten Beschlüsse in der Richtu.ng, ob sie 

auf einer Verletzung oder unrichtigen Anwondung des Ges etz es beruhen (§ 33 StPO.), 

ergibt, daß hievon keine Rede sein kann . 

Die Aussage des im Wiederaufnahmsverfahr en vernommenen Zeugen Dipl .-Ing. 

Leonhard Kozumplik vermag das von Hopp seinerzeit in der Hauptverhandlung ab= 

gelegte Geständnis nicht zu n i ederlegen . Die Rechtsansicht, daß die Leistung 

von Spenden an wegen ihrer NS- Betätigung gemaßregelte Beamte als illegale Be= 

tätigung für die NSDAP . zu wert en sei, entspricht der einschlägigen Spruchpraxis 

und kann im Wi ederaufnahmsverfahr en nicht bekämpft werden . Die Feststellung des 

Urte ils . daß für die Tätigkeit als Abschnitts- und Unterabschnitt s leiter des 

Südost~allbaues überhaupt nur politische Leiter und Parteigenossen in Frage 

kamen, daß somit diese Tätigkeit in Verbindung mit Hopps Betätigung für die 

nSDAP. stand ist durch die Aussagen der Zeugen Hugo Grimm und Hans ArnhQ).d 

nicht erschüttert, von l etzter em vielmehr neuerlich bestätigt worden . Es ver= 
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s t eht sich vnn selbst , daß man unt er den politischen Leitern die mit einschlägi= 

gem Fachn issen bevorzugte . Die gegen die Feststellungen betreffend die Abgabe des 

Schr eckschusses und die damit im Zusammenhang stehenden Äußerungen Hopps gericht et en 

Ausführ ungen des Wi eder aufnahmsantrages stellen eine bloße Uiederholung der vom 

Volksgericht mit eingehender Begründung als niderlegt erachteten Beschuldigten= 

verantuortung dar . Die vom. Oberlandesgericht iTien zulässigeI'\1eise angeste,llte 

Ernägung, daß die Abgabe des Schreckschusses ihre Eignung im Sinne des § 3 KVG . 

auch durch die [ärte der gegen jüdische Zwangsarbeiter damals allgemein gesetz= 

t en Verfolgungsakte erhielt, ist zutreffend und auch in den Feststellungen des 

Volksgericht es begründet , wonach das Judenlager Engerau wi e ein Konzentrations= 

l ager geführt wurde und bereits anfangs Dezember 1944 ein Massengrab angelegt 

norden mußte . Selbst wenn man annimmt , Hopp hätte den Schreckschuß nicht aus 

pol it ischer ~ehässigkeit abgegeben, wäre für ihn nichts gewonnen. Der Tatbe= 

s t and des § 3 KVG . ist ber eits erfüllt , wenn die Tathandlung unter Ausnützung 

dienstlicher Gewalt gesetzt wurde, nas hi er der Fall ist. Die Feststellung der 

Vornachlässigung der Aufs i chts- und Fürsorgepflicht schließlich haben die beiden 

30schlüsse mit Recht durch die erhobenen Bene ise als nicht entkräftet angesehen. 

Ob die durch Ropp erfolgte Aufnahme der Protokolle über die Vorfälle bei dem 

~ode smarsch der jüdischen Zuangsarbeiter von Engerau nach Deutsch- Altenburg 

ernst gemei nt nar oder nicht , uar für die Entsche idung über den Wiederaufnahms= 

antrag ohne uesentliche Bedeutung , zumal das Urteil selbst dieses Vorgehen des 

Verurte ilten als Milderungsgrund nertete . 

Ich beehre rnQch daher, die Anfrage der Herren Abgeordneten Dr . Pfeif/er 

~~d Genossen dahin zu beantworten, daß der Beschluß des Landesgericht es für 

Strafsachen Wien vom 19 . 4. 1956 und der Beschluß des Oberlandesgericht es Wi en 

vom 21 . 11 . 1956 e ine Verletzung oder unrichtige Anwendung des Gesetzes nicht 

er kennen l assen, sodaS keine Veranlassung besteht, die Generalpr okuratur beim 

Ober s t en Gericht shof anzune isen, gegen diese Beschlüsse die Nichtigkeitsbe= 

schnorde zur Wahrung des Gesetzes zu erheben . 

-.-. - .-. -.-.-
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